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Änderung im Bereich der Grundstücke Fl.Nrn. 34 und 162/1 

Gemarkung Mainbullau 
 
 
 
 
 

Begründung 
 
 
1. Anlass und Erfordernis der Planung 
 
Die im rechtskräftigen Bebauungsplan eingetragenen Baurechte auf den Fl.Nrn. 34/1 und 
162/2 Gem. Mainbullau wurden bereits verwirklicht. Der Grundstückseigentümer beantragt mit 
Schreiben vom 15.01.19 die Eintragung eines weiteren Baurechtes oberhalb dieser 
Grundstücke auf dem Grundstück Fl.Nr. 162/1 Gem. Mainbullau. Die hier im rechtskräftigen 
Bebauungsplan vorgesehene Ausgleichsfläche soll auf die außerhalb des Geltungsbereiches 
gelegene Fl.Nr. 162 verlagert werden. Außerdem soll das Baufenster auf dem Grundstück 
Fl.Nr. 34 Gem. Mainbullau erweitert werden. 
 
Der zuständige Bauausschuss beschließt in seiner Sitzung vom 28.01.19 die Einleitung eines 
dem Antrag entsprechenden Verfahrens zur Änderung des Bebauungsplanes „Mainbullau 
Schafätsäcker“. 
 
Gewählt wurde zunächst das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB für Bebauungspläne 
der Innenentwicklung. Der Planentwurf sowie die Begründung mit Anlage lagen in der Zeit vom 
04.08.20 bis 21.09.20 öffentlich aus und standen zusätzlich auf der Homepage der Stadt zur 
Einsicht bereit. Die betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden 
mit Schreiben vom 22.07.20 um Stellungnahme gebeten. Diese Beteiligung hat ergeben, dass 
eine Anwendung des beschleunigten Verfahrens nicht möglich ist. Die für das zusätzliche 
Baurecht vorgesehene Fläche befindet sich zwar innerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes, jedoch ist lt. Rechtsprechung keine Innenentwicklung im Sinne des § 13a 
BauGB gegeben, wenn bisher auf der betroffenen Fläche noch kein Baurecht vorhanden war. 
Dies ist hier der Fall, da der rechtskräftige Bebauungsplan im Bereich des neuen Baurechtes 
eine Ausgleichsfläche vorsieht. 
 
Daher muss für die Änderung des Bebauungsplanes das Regelverfahren nach dem 
Baugesetzbuch mit zwei Beteiligungsstufen angewendet werden. Damit sind z.B. ein 
Umweltbericht, eine Umweltprüfung und eine naturschutzrechtliche Ausgleichsberechnung 
erforderlich. Auch ist keine einfache Anpassung des Flächennutzungsplanes möglich (dieser 
sieht im betroffenen Bereich entsprechend dem rechtskräftigen Bebauungsplan ebenfalls eine 




























































































